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sche Probleme‘*“‘ erklärt S1e die Volks- Die stärksten un! eigentlichen Befür- den bereıts anerkannten Kirchen un!
kiırchlichkeit damıt, da{fß CS eiıne Kırche wo i‘ter der Volksinitijatıve ohl FA andern auf eıne admıiıniıstratıve
gibt, ‚In der die eınen AUus$ der Er- auch solche ‚‚Ablehner‘“‘. Die Inıtı- Entflechtung VOo Staat un! Kırche aAb
kenntnis Gottes, die der Heıilıge Geıst behaupteten ZW ar VOT allem, dafß So wırd namentlich 1mM Kanton Zürich
o1Dt, glauben un! bekennen, während das kantonale Staatskirchenrecht gC- eıne Revısıon der Kirchengesetzge-
die andern den Gedanken und den SCH den Grundsatz der Rechtsgleich- bung, die 1mM Zusammenhang mıt der
Handlungsprinzipien des Glaubens heıt un! die Glaubens- un! Ge- kantonal-zürcherischen Volksabstim-
mehr darum zustiımmen, weıl S$1e diese wissenstreiheit verstoße, ıhre kırchen- Mung über eıne ITrennung VO  e} Staat
Gedanken un:! Prinzıpien als wertvoll teindlichen Absıchten konnten S1e aber un! Kırche 1im Kanton Zürich u-
betrachten un! eLIw2 davon überzeugt n1ı1€e völlig verschleiern. Auf die Volks- liert worden W ar (HK, Januar 197/58,;

4—6), beraten; och nıcht abzusehen 1stsınd, da{fß die menschliche (Gemeın- abstiımmung hın sprachen sıch denn
schaft ohne S1e ohl nıcht bestehen auch namentlıch liınksextreme Grup- dabe] allerdings, W1€ das Problem der
könnte‘‘. Die ersten der Text plerungen für die Volksinitiative au  n Ablösung der historischen Rechtstite]l

In seınem Kommentar ZU Abstim-‚„Bekenner‘“‘, die zweıten ‚„Anerken- lösen 1St Nun 1sSt ON jedentalls erst

ner  . Glaubwürdig unterscheiden lie- mungsergebn1s erklärte Bundesrat recht Aufgabe der Kantone un: der
Ren sıch die beiden Gruppen aber Kurt Furgler, N se1l 19858 Aufgabe der Kırchen, ‚„das Gespräch autzuneh-
nıcht, weıl C8 beiden gleich sel; Kantone, gemeinsam mıt den Kırchen NC  — bzw fortzusetzen, die berechtig-
zudem wollen auch die „„Anerkenner‘“‘ Reformen einzuleıten, sıch solche ten Anliegen prüfen un! geme1n-

empfehlen oder dl aufdrängen WUur- Sa Verbesserungen verwirklichendıe Religion ın den VO  — der Kırche -
gebotenen Formen pflegen. Neben den, und eınem Ende tüh- 1m SPTCLEN BewulßSstsein, dafß S1e sıch 1m
den „„Bekennern“ un! ‚„‚Anerkennern‘‘ UCH,; S1e bereıts 1m Gange sejen. Die Dienst gleichen Menschen un!
habe CS immer auch ‚„Ablehner“‘ SCHEC- Reformen der etzten Jahre zielten und der gleichen Gesellschaft begegnen‘“‘
ben, und heute scheine ıhre Zahl doch zielen ZU einen auf dıe Gleichstellung (Botschaft des Bundesrates).
zuzunehmen. aqyeıiterer relıgiöser Gemeinschaften mıt W.-Sp

Entwicklungen

Reform und Sicherung des Rentensystems
Vorschläge und Zielvorstellungen der Parteien

Nıcht NMUNYT die Aufforderung des Bundesverfassungsgerichts logischen Argumenten UN ıdeologischen Überzeugungen,
den Gesetzgeber, his FEnde 1984 dıe Ungleichbehand- sondern ıst weiıtgehend wahlkampfbedingt. Das bann INAN

lung VDON Adnnern UN Frauen bei der Hinterbliebenen- schon daran erkennen, daß sıch dıe Parteıen ıIn der Öffent
VETSOTZUNG beseitigen, Läßt die gesetzliche Rentenversi- hchkeit VDOT allem mMILt den Modellen des politischen Geg-
cherung einem zentralen Wahlkampfthema wwerden. nNers byitisch auseinana'ersetzen UN sachliche Information

dabe: UNYZ bommt. Fs ıst daher angebracht, dıe yrentfen-Sinkende Geburtenzahlen un längere Lebenserwartung
lassen ab Maıtte der achtziger Jahre eın wwachsendes UJn- politischen Vorstellungen der vrel Parteı:en einmal emmM0-

oleichgewicht zayıschen Beschäftigtenzahl UN Rentner- tionsfrei gegenüberzustellen UN dem Leser (und Wähler)
generatıon eYrwarten Konjunktureinbrüche un steigende dıe Entscheidung überlassen
Arbeitslosenzahlen für dıe Arbeitslosen werden erst seıt

Jul: 1978 WVON der Bundesversicherungsanstalt für Arbeit
Rentenbeiträge abgeführt, dıe aber niedriger sınd als jene,
dıe VUonNn dem höheren Arbeitseinkommen zahlen Wa- Schwerpunkte
ren ließen ab Miıtte der siebzıger Jahre dıie Beıtragsein- Im ‚„‚Sofortprogramm “ der
nahmen sinken, wahrend dıe Ausgaben beträchtlich stie-
gEN Dıie Renten erhöhten sıch antizyklisch gemäß den Um eınes vVOrWESZUSAHCN: Jle dreı Parteıen haben sıch

uhe gegeben, praktikable Modelle ZuUur langfrıstigen. S1-durchschnittlichen Bruttolohnsteigerungen der YeLl VOTrT-

VETRANSZENEN Jahre Dıie Polemik, der sıch derzeit alle poli- cherung unseres Rentensystems entwickeln un! dieses
tischen Parteı:en gerade auch ın dieser für jeden Wahler zentrale Anliegen ın den Grauft bekommen. Dabej Z1Dt

05 viele Gemeinsamkeıten, teilweise werden unterschied-wichtigen Frage bedienen, beruht natürlich nıcht NUYT auf
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liche Prioritäten ZESEIZT und Nur ın Einzelpunkten gibt ten untereinander soll sS1€e VO  e den Beitragszahlern tinan-
CS ideologisch bedingte Unterschiede. ziert werden. Diese Regelung hatte un auch große
Nıcht ganz ohne Korrekturen überstand das VO der SOSCc- Bedeutung EeLIW für Pfarrhaushälterinnen, die meı1st sehr
nannten Wehner-Kommission vorgelegte SPD-Programm schlecht bezahlt un dıe wegen der abgeführten
für »eine „zukunftsgerechte Weıiterentwicklung der Alters- nıedrigen Versicherungsbeıiträge eiıne uNanSsCMCSSCH 1ed-
sıcherung“‘ mıt Diskussionsvorschlägen VOT allem Zur rıge Rente erhielten, die keineswegs ihrer Lebensarbeits-
Rentenreform 1984 die ersten innerparteilichen Auseınan- leistung entsprach. Der jetzıge SPD-Vorschlag sıeht VOTr,
dersetzungen. ach Billigung durch das Parteipräsıdium dafß für Arbeitnehmer, die als langjährige Versicherte mM1n-
hat der SPD-Vorstand jetzt Abstriche dem für den Son- destens D Jahre Mitglied der Solidargemeinschaft9
derparteitag 1m Junı vorgesehenen Programm-Entwuri die Rentenberechnung für Zeiten voller Erwerbstätigkeit
gemacht. Das jetzt vorliegende Programm unterscheidet auf der Grundlage VO  — mındestens 75 Prozent des Durch-
auch deutlicher als zwıischen den Mafßnahmen, die schnittsentgelts aller Versicherten erfolgen soll Teilzeit-
in jedem Fall 1ın der nächsten Legislaturperiode als (sesetz beschäftigung soll anteılıg berücksichtigt werden.
eingebracht werden ollen, und den Mafßnahmen, die als
zukunttsweisendes sozlalpolıtisches Programm dem
allgemeinen Vorbehalt des künftig finanziell Möglıchen Längerfristige Perspektiven der SPD
stehen.
Die „„Sofort-Maßnahmen‘‘ haben drei Schwerpunkte ZU Unter den längerfristigen Perspektiven 1n dem VO SPD-
Inhalt: Parteivorstand gebilligten Programmentwurtf ZUr!r

Dıie Gleichstellung Von Frauen un: annern als Hın- kunftsgerechten Weiterentwicklung der Alterssicherung
terbliebene gemäfß dem Auftrag des Bundesverfassungsge- fanden die Vorschläge ZUur bedarfsorientierten Mindest-
richts o erfolgen, ındem jede Wıtwe oder jeder Wıtwer sSOWI1e Z10: Umstellung der Arbeitgeberbeiträge auf
jeweıls 70 Prozent der VO  = beıden erworbenen Renten CeI- e1ine NeuEe Bemessungsgrundlage besondere Kritik bei den
hält, zumiındest aber die volle_selbsterworbene Rente für Unionsparteıen. Eugen Glombig, Vorsitzender des Ar-
den Fall, dafß diese höher 1St als Prozent der geme1nsa- beıitskreises Sozialpolitik' der SPD-Bundestagsfraktion,
INen Rente (durch die volle Sıcherung der eigenen Renten- reagıerte auf den geharnıschten Vorwurftf der geplanten Sy-
ansprüche soll vermieden werden, dafß künftig eın Ver- stemänderung mıt eıner Präzıisierung der SPD-Absichten:
heirateter ach dem Tod des Ehepartners schlechter Die Sozialdemokraten wollten damıiıt den VO  e vielen Rent-
gestellt wırd als eLWw2 eın Lediger). Dieser Retormschritt nern als bürokratisch un! unwürdig empfundenen Pl
ol VO  e den Beitragszahlern tinanziert werden. Man stand verbessern: jeweıils Zzwel Leistungsträgern
ylaubt seıtens der SPD daß dafür die bereits beschlossene Rentenversicherung un! Sozialhilfe mıt Al den Laute-
Erhöhung des Beıtragssatzes auf 18,5 Prozent ausreıicht. reıen, doppelten Antragen, gegenseıtıgen Verweisungen

Für alle 1ab 1985 geborenen Kinder soll eın Kıindererzie- uSsSs W soll die Rentenversicherung allein zuständig se1n.
hungsjahr wahlweise für die Mutter oder den Vater L[EMN- Glombig: „Beı dieser Retorm bleibt der Anteıl der Renten
tenrechtlich anerkannt werden. Mütter, die be; Inkrafttre- dem ‚Altersgeld‘ entsprechend der geleisteten
ten der Retorm bereıts Kıiınder haben, sollen eıne Beıträage W1e€e bisher leistungsbezogen.“‘ Di1e „„Aufstok-
gleichwertige Gutschrift auf ıhre Rente erhalten. Die Fı- kung“‘ der Rente sol] ber dıe be1 der Sozialhilfe einge-
nanzıerung soll über den Bundeshaushalterfolgen.DıieSPD Sparten Miıttel erfolgen. Wer dagegen EeLWAS einzuwenden
rechnet für dieses Kindererziehungsjahr mMıt Kosten VO  e} hätte, müßte, Glombig, auch den Bundeszuschufß ab-
35 Mrd jahrlıch. Im Vergleich den Vorstellungen schaffen, da dieser ZW ar iın die Rentenzahlungen eingeht,
der beiden anderen Parteıen sınd die Vorschläge der SPD aber keine Eigenleistung des Rentners für seıne Rente dar-

stellt.bescheidensten nıcht 1Ur weıl S1e 1Ur eın Jahr der
Kındererziehung anerkennen wıll, sondern weıl dieses Den anvısıerten „Maschinenbeitrag‘“‘ begründet die SPD
Jahr auch NUur mıt 75 Prozent des Durchschnittsentgelts damıt, beı den gegenwärtigen, ausschließlich lohnbe-
aller Versicherten angerechnet werden soll Da die SPD ZOSCHNCH Arbeitgeberbeiträgen die Getahr bestehe, dafß
ebenso W1e die FDP VO  - der berufstätigen TAau als Nor- Unternehmen, die durch Rationalisierung menschliche
maltall ausgeht, sol]l dıe Anrechnung VO  5 Erziehungszei- Arbeitskraft nN, in diesem Ausmaß AaUuUs$ der Verant-
ten auch berufstätigen Eltern Zugute kommen, ‚„Be- W0rtung tür die Fınanzıerung der sozıalen Sıcherung ent-

nachteiligungen VO  - Eltern, die Kindererziehung lassen werden. Diese Unternehmen aber sollten 1ın vollem
beide erwerbstätig bleiben, vermeıiden‘‘. Wer also Kın- Umfang der Fınanzıerung der sozıalen Sıcherung bete1-
der 1m ersten Lebensjahr NUur teierabendlicher eıt eI- lıgt bleiben. Es musse daher überlegt werden, ob tür den
zıehen kann, erhält doppelte Beıtragszeıten angerechnet: Arbeitgeberbeitrag eine NEUC Bemessungsgrundlage e1N-
Neben dem Erziehungsjahr auch die Beıträge aus dem e1l- geführt werden annn

Verdienst. egen diese Vorstellungen hat aber bereits der Geschäfts-
Die ursprünglıch auf Versicherungszeıten bıs 19792 be- führer des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträ-

schränkte Rente nach Mindesteinkommen soll über diesen per Rudolf Kolb, Bedenken geltend gemacht: In
Zeitpunkt hinaus dauerhaft ohne Beschränkung weıterge- einer freien Marktwirtschaft würden kapitalintensive Be-
führt werden. Als Ausdruck der Solidarität der Versicher- triıebe sofort versuchen, solche Kosten abzuwälzen ent-
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weder auf andere Betriebe oder durch Preiserhöhungen; Rentner „„1M Gleichgewicht miıt dem verfügbaren Arbeit-
falls dies nıcht möglıch ware, drohte den Betrieben eın nehmereinkommen‘‘ entwickeln. Wenn auch langfristig
dauerhatter Gesamtverlust un: damıt durch Verzicht auf zusätzliche finanzıelle Lasten der gesetzlichen Rentenver-
Investitionen auch ine Getahr für Arbeitsplätze. Und da sıcherung prımär durch die Solidargemeinschaft
CS sıch bei den POTtCENLESTECN kapıtalintensiven Unternehmen würden, musse doch eın „gerechter Ausgleich zwıschen

internationale Multis handelt, könnten die Gewinne, Beitragszahlern un! Rentnern gemafßs der tinanzıellen Ö1-
sotern S1e als Bemessungsgrundlage für die Sozialla- uatıon“‘ gefunden werden.
sten dienen sollten, verlagert oder aber Tochterbetriebe iın (s3anz sachte wırd iın dem SPD-Programm auch angedeu-
andere Länder abgezogen werden ebentalls mıt einem LEL, da{fß die vielfältigen soz1alen Leistungssysteme SO-
negatıven beschäftigungspolitischen Fftfiekt. Nıcht bedacht zialversicherung, Beamtenversorgung, Kriegsopfterver-
wiırd nach Meınung Kolbs be1 einem ‚„Maschinenbeitrag“‘ SOTgUNg, Sozialhilte die historisch gewachsen sınd, recht
auch, dafß davon lohnıntensive Betriebe recht unterschied- unterschiedlich hohe Leistungen un Belastungen tür 1m
ıch entlastet un kapıtalıntensive Unternehmen auch wesentlichen gleiche Tatbestände beinhalten. „„Auf der
nıcht generell belastet würden. Außerdem ware die KOp- Grundlage eines Jangfristigen Konzepts wollen WIr errei-
pelung VO  > Soz1ialabgaben den Ertrag VO  - Betrieben viel chen, dafß vergleichbare sozıale Tatbestände auch gleich-
konjunkturabhängiger als die Koppelung die Löhne wertigen soz1alen Leistungen un! Belastungen tühren.“

Durch Schritte 1im Rahmen der Rentenretorm sol] eın(insbesondere, seiıtdem auch für Arbeıitslosengeld Renten-
versicherungsbeıträge entrichten sınd) Be1i Konjunk- Einstieg In dıe notwendige Harmonis:erung erreicht WCOCI-

tureinbufßen mufßte also der Staat weıt stärker als bisher den So mufßten die Reform der Hınterbliebenenversor-
Zur Kasse gebeten werden, W as gerade ın solchen Zeıten gung auf die anderen öftentlich-rechtlichen Versorgungs-
wirklichkeitsfremd ware. och auch eın aum bewälti- SySteEmMeE übertragen, die Alters- un: Nebenverdienstgren-
gender Verwaltungsaufwand bei der Erhebung der Ab- ZEeM ın den verschiedenen sozıalen Sıcherungssystemen
xabe un die Streitfrage, ob s sıch dabe; Sozıalabgaben harmonisıert und die Beıträge In der Altershiltfe für Land-
handelt (dıe den Versicherungsträger abzuführen Wa- wırte schrittweise angehoben werden.
ren) oder Steuern (abzuführen das Fınanzamt, Der Entwurt des SPD-Parteivorstands wiırd ZUur Be-
mıt eın Teilverlust der Finanzhoheit der Sozialverwaltung schlußfassung auf dem Parteitag 9./10 Junı 1980 in Es-
verbunden ware), sınd ach Meınung Dr Kolbs trıftıge SsSCH vorgelegt. Wesentliche Teıle daraus sınd ZT: Aut-
Gegenargumente. nahme ın die Wahlplatttorm vorgesehen. Jle Beschlüsse

A Wahlplattform sollen ın eınen tinanzıellen und
Eıinıige weıtere wichtige langfristige Vorschläge der SPD ökonomischen Gesamtrahmen eingepaßt werden.

Das Prinzıp der Lebensstandardsıcherung soll 1m Sy-
stem der Alterssicherung weıter gestärkt werden. Vor-
dringlich ware eıne solche Sıcherung VOT allem für die Er- „Liberale” Alternativen der FD
werbsunfäahigkeits- un! darauf basıerende Hınterbliebe-
nenrenten Deshalb soll be1 der Berechnung der Erwerbs- Bereıts bei ıhrem Bundesparteitag 1m Junı VOT eınem Jahr
unfähigkeitsrente die Zurechnungszeıt (wer vorzeıtig hat die FDP 372 Thesen Z Alterssicherung beschlossen,
erwerbsunfähig wırd, erhält iıne Kente, die berechnet die nach w 1e€e VOor Gültigkeit haben In dem Papıer wırd
wiırd, als ob der betreffende bıs Zzu 55 Lebensjahr Be1i- auf die immer schwieriger werdenden Fiınanzıerungspro-
trage gezahlt hätte) ‚schrıttweıise 1mM Rahmen der finan- bleme angesichts der sıch 1ndernden Alterslastquote un
ziellen Möglichkeiten auf das 60 Lebensjahr ausgedehnt des auch 1mM Zusammenhang mıt der Energiekrise
werden‘“‘. henden geringeren Wıiırtschattswachstums verwıesen.

Wer Schwerstbehinderte pflegt und eshalb auf eıgene „„Der Generationenvertrag würde scheıtern, WeNn WIr VOT

Erwerbstätigkeit verzıchtet, soll in den Schutz der DESECTZ- uns liegende Strukturprobleme allein über Erhöhungen
ıchen Rentenversicherung einbezogen werden. des Rentenversicherungsbeitrags lösen wollten.“‘ Daher

Das Prinzıp der Lebensstandardsicherung soll auch da- sollen nach dem Willen der FDP Beitragszahler un Rent-
durch gestärkt werden, daß die heutige Beıitrags- und 1_21: 0A6 AauUSsgCcWORCH der Lösung der Finanzprobleme bete1-
stungsbemessungsgrenze erhöht wırd lıgt werden. Realeinkommen VO Rentnern und Arbeıit-

Die tlexible Altersgrenze soll schrittweise weıter her- nehmern sollen künftig gleichmäßig steigen. Dazu wiırd
abgesetzt werden. eın Abschlag VO Rentenzahlbetrag ın öhe der jeweili-

Di1e Selbständigen un Freiberufler sollen auf ıhren An- CN Mehrbelastung der Arbeitnehmer mMıt Steuern un\!| SO-
trag hın ın die Pflichtversicherung aufgenommen werden, zialabgaben vorgeschlagen. OD  S un! SPD warten der
doch soll dabe] siıchergestellt werden, dafß die Kosten der FDP VOIL, damıiıt VO 21. Kentenanpassungsgesetz abzu-
Einbeziehung der Selbständigen in die Rentenversiche- weıchen, das 1ab 1982 wieder das Bruttolohnprinzip als
LUNg nıcht die Solıdargemeinschaft belasten. allgemeıne Bemessungsgrundlage für die Rentensteige-
Wenn dıe SPD auch Z bruttolohnbezogenen Rente IUuNgcCh vorsıeht. Demgegenüber verweısen die Liberalen
rückkehren wıll, macht S1ie doch zugleich darauf autmerk- auf die Feststellung der besagten Rentennovelle, da{fß sıch
Samll, dafß die Solidarität der Generationen auf Dauer 1Ur der Anpassungssatz ab 19872 ‚wıeder grundsätzlich‘‘ nach
dann gesichert bleibe, Wenn sıch die FEinkommen der der Entwicklung der Bruttolöhne richte. Dıiıesen Vorbehalt
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„grundsätzlıch““ berücksichtige die FDP-Posıtion, 19872 Selbständigen. Be1 der Beamtenversorgung se1l die Le1i-
‚nıcht automatisch“‘ der trüheren AnpassungspraxI1s stungsbezogenheıt verstärken. uch die Finanzıerung

zurückzukehren. der Alterssicherung der Landwirte musse strukturgerech-
Die Gleichberechtigung der rau 111 die FDP auf dem PEr als bisher gestaltet werden. Um die Wahlfreiheit für
Gebiet der Rentenversicherung W1€e tolgt verwirklichen: den einzelnen erhöhen, soll jedem einzelnen freistehen,

Dıie abgeleiteten Wıtwenrenten des geltenden Rechts sich für andere Formen der Altersvorsorge entscheiden.
sollen durch eigenständige Rentenansprüche EeTSCLZE WECI- uch ın diesen Fällen erhält der Versicherte einen Be1i-
den; tragszuschufß des Arbeıtgebers 1ın öhe des Arbeıtgeber-

den Versicherungsfällen Alter, Frwerbs- un! Be- anteıls, der bei Versicherungspflicht zahlen ware. Dıie
rufsunfähigkeit soll die Unzumutbarkeıt eıner Berutstä- steuerliche Förderung der privaten Altersvorsorge soll
tigkeıit, ELIWwWAa Kindererziehung oder RC ausgeweıtet werden.
rückten Lebensalters, treten;

Zeıiten der Kindererziehung werden 1mM Rentenrecht als
Versicherungszeıten berücksichtigt, wobei drei Versı1i- Neuordnung der Bundeszuschüsse
cherungsjahre gedacht wırd Soweıt diese Regelung AUS$S

Haushaltsgründen NUur stufenweıise verwirklıicht werden ach den Vorstellungen der FDP sollte In der gesetzlichen
kann, sollte tfür jedes ınd demnächst mındestens eın Ver- Rentenversicherung das Versicherungsprinzıp mıt der
sıcherungsjahr vorgesehen werden. Für die Zeıten der Beitragsbezogenheıt der Rente gestärkt werden. Versiche-
Kindererziehung sıeht dıe FDP eine Obergrenze VO  — 1NS- rungsiremde Leistungen seıen aus Steuermuitteln ErSTLAaL-

ZESAMT 15 anrechenbaren Versicherungsjahren VO  Z Die e  3 Dazu wırd iıne Neuordnung der Bundeszuschäüsse
Erziehungsjahre sollten, anders als bei der SPD, ent- vorgeschlagen. Dıieser Zuschufß soll künftig ausschließlich
sprechend dem jeweiligen vollen Durchschnittsverdienst dazu dıenen, die versicherungsfremden Leistungen der
der Versicherten bewertet werden. Sıe sollen unabhängıg Rentenversicherung auszugleichen. Dazu gehört die Ab-
davon berücksichtigt werden, ob die Kınder nacheinander geltung der Kriegsiolgelasten, der beitragslosen Ausbil-
oder gleichzeıtig ErzZOgecNh werden oder ob neben der Kın- dungs- un: Mutterschaftszeiten SOWIe der Mehraufwen-
dererziehung eiıne versicherungspilichtige Beschäftigung dungen für die Rente nach Mindesteinkommen un! für
ausgeübt wırd Hıergegen gelten dieselben Einwände, die die tlex1ble Altersgrenze tür Schwerbehinderte. Aus
schon den entsprechenden SPD-Plänen gemacht WUuL- Gründen der Gleichbehandlung sollten die staatlıchen
den Ausgleichszahlungen grundsätzlıch auch Versorgungsträ-
Hınsichtlich der Hinterbliebenenversorgung hat die FDP pECIN außerhalb der Rentenversicherung, die eıne eıgen-
ebenfalls eıgene Vorstellungen, die 1mM Ergebnis aber aum ständıge Alterssicherung bieten, zufließen.
Von denen der anderen Parteıen abweichen. Da die Fhe- Eınige weıtere, in Kurze darstellbare FDP-Pläne
leute ihre in der Ehe erworbenen Rentenanwarts chaften Die Tabellenwerte für die Ermittlung der persönlıchen
auch bei unterschiedlichen FErwerbseinkommen geme1n- Bemessungsgrundlage weısen für Frauen niedrigere VWerte
Sa  3 erarbeitet haben, erhält beiım Tod eines Ehepartners au  % Diese Ungleichbehandlung soll durch einheitliche
der UÜberlebende 50 Prozent dieser Anwartschaften (Split- Tabellenwerte für Männer und Frauen, auch 1mM Fremd-
tıng), mındestens aber 100 Prozent der VO  — ıhm selbst C1I- rentenrecht, beseıitigt werden.
worbenen Anwartschaften neben seınen VOT der Ehe CI- Überversorgungen, die das verfügbare Arbeitseinkom-
worbenen Anwartschaften. INeN des Empfängers übersteigen un! nıcht auf Grund e1-
Ergänzt wırd diese Regelung durch die Garantıe eıner Ge- Leistungen des Empfängers gewährt werden, sollen
Samtversorgung für den überlebenden Ehepartner ın öhe abgebaut werden.
Von 70 Prozent des Renteneinkommens der Fheleute. Auf Dıie vorgesehene Einbeziehung der den Renten VOI-

die Zur Erfüllung dieser CGarantıe ertorderlichen Autstok- gleichbaren Alterseinkommen iın dıe Beitragspflicht der
kungsbeträge sınd sonstige öttfentlich-rechtliche Versor- gesetzlıchen Krankenversicherung entspricht der Be1i-
gungsansprüche des überlebenden Ehepartners anzurech- tragsgerechtigkeit, heifßt 65 ın den FDP-Thesen weıter.
HEn Be1 Wiıederheirat enttällt der Aufstockungsbetrag. Der individuelle Krankenversicherungsbeıtrag ach eiıner
Als ıberale Parteı 11 die FDP, 1mM Gegensatz ZUr SPD, zusätzlichen Rentenerhöhung stelle die Rentner den aktı-
dıe Möglichkeiten ZUuUYT eigenverantwortlichen Vorsorge CI - VvVen Versicherten auch beitragsrechtlich gleich. Damıt
weıtern und die Wahltfreiheit bei der Altersvorsorge erhö- werde das Prinzıp der eigenverantwortlichen Vorsorge
hen Verwıesen wiırd 1ın diesem Zusammenhang auf das BC- auch in der Krankenversicherung der Rentner anerkannt
oliederte 5System uNnserer Alterssicherung: gesetzliche und deutlich gemacht.
Rentenversicherung einschließlich der Altershilte für Die KRentenanpassungen sollten stärker aktualisıiert
Landwirte, Beamtenversorgung, Versorgungseinrichtun- werden, unterschiedlichen Entwicklungen be1 Einnah-
CN für bestimmte Berufe, Individualvorsorge durch lbes mmen un Ausgaben der Rentenversicherungsträger C-
bensversicherung oder sonstıge Vermögenswerte, die be- genzuwirken. Dıie Rentenanpassung würde damıit jeweils
triebliche Altersversorgung miıt ıhren freiwillıgen Grund- der Veränderung der Arbeitnehmereinkommen iın dem
lagen, öftentlich-rechtliche Zusatzversorgungen un dıe vVOrVCrSaNSCHCH Kalenderjahr entsprechen.
verschiedenen Möglichkeiten der Alterssicherung für die Zum Schutz der Rentner trıtt die FDP dafür e1n, die
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170 Entwicklungen
Schwankungsreserve durch eıne Rücklage ın öhe VO ZUur Weiterarbeit CZWUNgCH sel, dürte nıcht schlechter

gestellt werden. Diese Ansıcht wiırd übrigens auch inmindestens dreı Monatsausgaben Damıt
übernimmt die FDP Vorstellungen des Verbandes Deut- eiınem zuständigen Arbeitskreis des Kommuissarıats der
scher Rentenversicherungsträger, der die derzeıt gC- deutschen Bischöte ın onn vertreten Dem wiırd indes
schriebene gesetzliche Mindestreserve VO eınem Monat von anderer Seıite entgegengehalten, dann sollte INan

für nıedrig hält Auf Grund der Sanierungsbeschlüsse diesen Bonus korrekt als Babyjahr bzw rentensteigernde
habe die Rentenversicherung „den Sturzflug Aaus einer Gebärprämie bezeichnen, nıcht aber als Erziehungszeıit.
Schwankungsreserve VO 5,6 Monatsausgaben 1m Jahre Dıie Diskriminierung der Hausfrau un! Mutltter lasse sıch
1974 herunter auft 1,8 Monatsausgaben Ende 1979 gerade nıcht VO heute auf INOTSCH beseitigen, heißt es ın den
noch ohne Bodenberührung überstanden‘‘, hatte der Vor- Empfehlungen des Bundesfachausschusses weıter. Vor-
standsvorsitzende des CDR, Werner Doetsch, in eınem geschlagen wiırd, tür Kinder, die vor 1984 geboren siınd,
Pressesemiıinar tormuliert. uch Or plädierte für eıne Neu- rückwirken Z7wel Jahre Je ınd rentensteigernd an ZzZzu-

regelung des Bundeszuschusses, der sıch bısher der erkennen: allerdings g1bt N auch dagegen och Bedenken,
Lohnentwicklung Orjlentiert habe und VO  . 195/ bıs 1978 da, ausgehend VO  — dem Prinzıp, dafß Nur tür echte, also

das 5,2fache stieg, während 1Im gleichen Zeıtraum die nıcht anderweitig belegte Kindererziehungszeıten ıktıve
Rentenausgaben das 9,3fache erhöht wurden. Deshalb Beitragszahlungen abgerechnet werden sollen, die ach-
sollte sıch künftig der Finanzierungsanteil des Bundes prüfung eıinen hohen Verwaltungsaufwand ertordern
nıcht NUur der Lohnentwicklung, sondern auch der wüuürde. Warum aber für künftig geborene Kinder Erziıe-
Entwicklung der Rentnerzahl Orlentlieren. hungszeıten angerechnet werden sollen, wırd auch famı-
Solche Vorschläge findet INa allerdings beı keiner Parteı. hıenpolıtisch begründet. Zudem gefährde der dramatische
So scheint selbst be1 Politikern nıcht mehr allgemein be- Rückgang der Bevölkerung die Existenzgrundlage kom-

mender Generatiıonen un! damıt den Bestand des Gene-kannt se1ın, dafß Biısmarck, als die Rentenversiche-
rung eingeführt wurde, der Staat 4() Prozent der Ausgaben ratıonenvertrags der Rentenversicherung.
Lırug, Arbeitgeber un! Arbeitnehmer Je 30 Prozent. 195/ Eınen weıteren Schwerpunkt der rentenpolitischen Vor-
lag der Staatsanteıil noch be] 32 Prozent, heute 1Ur noch stellungen der CDU bilden Vorschläge ZUuUrTr Hinterblie-
beı 15 Prozent. Beı keinem anderen Rentenversicherungs- benenversorgung. Dabei wırd weıterhın für die Partner-
SyStem der Weltr tragt der Staat wen1g ZUur Fınanzıerung plädiert Wenn 111an darunter heute auch ohl
be] W1e€e gegenwärtıg 1ın der Bundesrepublik. anderes versteht als noch Vor eiınem Jahr Ahnlich W 1e die

beiden anderen Parteıen schlägt die CD  S VOT, dıe Rente
des hinterbliebenen Ehepartners auf bıs 75 Prozent der

CDU fuür fünf Erziehungsjahre insgesamt Von beiden Ehepartnern erworbenen Renten-
anwartschaften festzusetzen. uch die Unıon moöchte

Wenn die CDU ıhre Vorstellungen verwirklichen wiıll, dafß dabei die eigen-erworbenen Ansprüche gesichert WIssen;
künftig fünf Erziehungsjahre Je ind als Pflichtbeitrags- Berücksichtigung VO  D fünf Erziehungsjahren und
zeıten bei der Rentenberechnung VO  _ Mann und Tau TCN- den sonstigen Anrechnungszeıten tühre dies eiıner Cr-

tensteigernd angerechnet werden sollen, dann wiırd dies heblichen Rentenverbesserung für die Hınterbliebenen.
nıcht ohne eıne beträchtliche Erhöhung der Bundeszu- eıtere wichtige Vorschläge der CDU
schüsse gehen. Derzeıt diskutiert die Union noch darüber, Abgelehnt wırd eiıne nettolohnbezogene Rentenanpas-
ob diese Erziehungsjahre JC Kınd“‘ oder NUur dann be- SuNg,;, 1Ur eıne bruttolohnbezogene dynamische Rente gd-
rücksichtigt werden ollen, wWwenn diese Zeıten nıcht ander- rantıere Verläßlichkeit und Stetigkeit und biıete Schutz VOT

weıt1g miındestens ın öhe des jeweılıgen Durchschnitts- staatliıcher Willkür in der Rentenpolitik.
verdienstes (bzw. 75 Prozent davon) belegt sınd Die ine Unfallversicherung aller nıcht erwerbstätigen
Sozialpolitiker innerhalb der Unıion neıgen der zweıten Hausfrauen wiırd als unverzichtbar erachtet. Denn die
Alternative Aaus grundsätzlichen Erwagungen un! weıl nichterwerbstätige Haustfrau und Mutltter se1l heute
sıch dann auch diese fünf Jahre leichter tinanzıeren lassen. Unfall und Invalidität NUur unzureichend gesichert.

Der Beıtragssatz ZUrTr Rentenversicherung sollte ber dieiıne weıtere Begründung wırd 1in den bisher nıcht veröf-
fentlichten Empfehlungen des Bundesfachausschusses SO- bereıits konzıpierten 18 45 Prozent nıcht angehoben werden.
zialpolitik der CDU Z Rentenpolitik — offizielle Be- Statt dessen plädıert die Unıion für eine Erhöhung des

Bundeszuschusses, da der Staat l1er Zu Kostganger derschlüsse der Parteı liegen ZU Komplex och
nıcht VOTIT — geliefert: Der Vorschlag, tünt Kindererzie- Beitragszahler geworden sel Dıie iın den etzten Jahren
hungsJjahre anzurechnen, beruhe „erstmalıg auf der ständıg zunehmende Finanzıerung der Ersatz- und Aus-
Gleichwertigkeit VO  _ Erwerbs- und Mütterarbeıt un! tallzeiten durch die Versichertengemeinschaft widerspre-
beendet damıt die über 100jährıge Diskriminierung der che dem Prinzıp der Beitragsgerechtigkeit sowie_ dem Ver-
Haustrau un! Mutltter 1mM Rentenrecht.‘‘ Andere (CDU« siıcherungsprinzıp.
Politiker meınen, dieser Aspekt stehe nıcht ın Wider- Mıt anderen Worten als die SPD plädiert die CD  S doch
spruch einer Anrechnung VO  - Erziehungszeıiten tür auch für eıne Art Mindestrente, die S1e zugleich be1 der
jedes Kind; denn eine Frau, die nach der Entbindung bzw SPD lautstark bekämpftt. Es sel eıne bedauerliche Tatsache,
nach Ablauft der Schutzfrist aus wirtschaftlichen Gründen dafß Z Prozent der alteren Menschen in Altenpflegehei-
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ON  E C D  W  ME  E  k  W  Z  2 d  AT  SC  O  K  EEN E  WE  K  N  Ya A  S  “  ®  Bféhfipühkte  171  kennen müssen. Und die Wähler sollten unterscheiden  men auf Sozialhilfe angewiesen sind, heißt es etwa in den  Empfehlungen des Bundesfachausschusses Sozialpolitik.  lernen zwischen vagen Tendenz-Aussagen und konkreten  Im Bereich der stationären Pflege lägen die Kosten zwi-  Plänen. Ein Verhalten wie Wahlkämpfer Helmut Schmidt  schen 1000 und 2500 DM, bei Intensivpflege sogar bei  vor vier Jahren, der die Renten als sicher bezeichnete und  4700 DM monatlich. Fast keiner der Betroffenen könne  die Warnungen der Opposition als „Panikmache‘“ abtat,  diese Kosten aus der eigenen Rente bestreiten. Diese er-  als Bundeskanzler dann aber zur Sanierung der Renten die  nüchternde Tatsache als Ergebnis eines arbeitsreichen Le-  Versicherten und Rentner kräftig zur Kasse bitten mußte,  bens sei untragbar, inhuman und leistungsfeindlich. Dieser  kann sich jetzt keine Partei mehr leisten.  Zustand sei mit einem leistungsbezogenen Alterssiche-  Das Thema Renten läßt sich auch nicht mehr auf die lange  rungssystem unvereinbar. Es müsse geprüft werden, ob  Bank schieben. Das Bundesverfassungsgericht hat klare  und wie dieses Risiko der Pflegebedürftigkeit im Rahmen  Fristen zumindest für eine Neuregelung der Hinterblie-  der Sozialversicherung gelöst werden könne.  benenversorgung gesetzt: Zum 1.Januar 1985 muß das  — Ähnlich wie die SPD strebt auch die CDU eine lez-  neue Recht wirksam werden. Für die Mammutverwaltung  stungsgerechte Harmonisierung der Altersversorgungssy-  — immerhin leben rund zehn Millionen Menschen von ei-  steme an. Die verschiedenen Systeme der Alterssicherung  ner Sozialversicherungsrente —- bedeutet dies, daß. sie bis  gewährten nach unterschiedlichen Voraussetzungen Lei-  Ende 1983 die Konturen des Gesetzes kennen muß, will  stungen, die zu unterschiedlichen Alterseinkünften führ-  sie den ganzen Apparat fristgerecht umstellen. Der neue  ten. „Für einzelne Bevölkerungsgruppen ergeben sich  Bundestag muß das Gesetz also in der ersten Hälfte der  hieraus erhebliche Unterschiede in ihrer Alterssicherung.  Legislaturperiode in den Griff bekommen. Dabei wird es  Vergleichbare Leistungen müssen jedoch zu vergleichba-  sicher — nicht nur im Wahlkampf — zu manchen harten  ren Rentenansprüchen führen.“‘ Es sollte geprüft werden,  Auseinandersetzungen kommen. Inwieweit bei der gefor-  inwieweit hier mittel- und langfristig eine leistungsge-  derten Neuregelung schon Weichen für die längerfristigen  rechte Harmonisierung durchgeführt werden kann.  Absichten der Parteien gestellt werden, muß abgewartet  werden. Bezüglich des von allen Parteien gegebenen Ver-  sprechens, nicht zuletzt auch im Interesse der Wahrung  Nicht mehr viel Zeit  der Generationensolidarität die hinsichtlich der Leistun-  gen und Belastungen so unterschiedlichen . Leistungssy-  Wenn die CDU auch noch kein von der Partei offiziell  steme —- etwa Rentenversicherung und Beamtenversor-  gebilligtes Rentenprogramm vorweisen kann, geben die  gung - zu harmonisieren und den brisanter werdenden  dargestellten Einzelheiten doch Aufschluß über die Ten-  sozialen Sprengstoff des immer deutlicher werdenden  denzen und die Unterscheidungsmerkmale zu den Vor-  Zweiklassenrechts zu entschärfen, werden den Worten  stellungen der beiden anderen Parteien.  wohl kaum Taten folgen. Auch im neuen Bundestag wer-  Am konkretesten sind bisher die Pläne der SPD. In ihren  den die Beamten eine stabile Mehrheit haben...  Wahlaussagen werden indes alle Parteien klar Farbe be-  Hans Lipp  Brennpunkte  Kirche und Campesinos  Zur Situation der lateinamerikanischen Landbevölkerung  Die Anstrengungen eines industriellen Aufschwungs und  anderem aus eben denselben machtpolitischen Zwängen,  die machtpolitischen Rücksichten auf die einflußreiche  denen die Regime, Nicaraguna vielleicht ausgenommen,  Agraroligarchie haben in den lateinamerikanischen Staa-  unterliegen. Daß etwa die Junta in El Salvador den Bela-  ten zur Vernachlässigung, wenn nicht Stagnation. der  gerungszustand verhängen muß, um mit der Durchset-  landwirtschaftlichen Entwicklung geführt, deren ver-  zung der angekündigten Agrarreform beginnen zu kön-  hängnisvolle wirtschaftliche und soziale Auswirkungen  nen, zeugt von der realen Machtverteilung in dem derzeit  nicht mehr zu übersehen sind. In der praktischen Politik  politisch unruhigsten Land Lateinamerikas ebenso wie von  lateinamerikanischer Regierungen schlägt sich die allmäh-  der ehrenwerten Absicht seiner politischen Führer. Die  lich gewonnene Einsicht jedoch noch nicht nieder — unter  Chancen der Oberschicht, deren Vertreter in Washington
OBn
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kennen mussen. Und die Wähler sollten unterscheidenauf Sozialhilte angewıesen sınd, heißt 65 eIwa 1n den
Empfehlungen des Bundestachausschusses Sozialpolitik. lernen zwıschen Tendenz-Aussagen un konkreten
Im Bereich der statıonären Pflege lägen die Kosten ZW1- Plänen. Eın Verhalten WI1IEe Wahlkämpfer Helmut Schmidt
schen 1000 un 2500 beı Intensivpflege beı VOr vier Jahren, der die Renten als sıcher bezeichnete un
4700 monatlıch. ast keiner der Betrottenen könne die Warnungen der Opposıtion als ‚„„Panıkmache*“‘ abtat,
diese Kosten AUS der eigenen Rente bestreıiten. [Diese C1- als Bundeskanzler dann aber ZuUur Sanıerung der Renten die
nüchternde Tatsache als Ergebnis eınes arbeitsreichen Le- Versicherten und KRentner kräftig Zur Kasse bitten mufßte,
bens sel untragbar, ınhuman un leistungsfeindlıich. Dieser kann sıch jetzt keine Parteı mehr eısten.
Zustand se1 mMiıt eınem leistungsbezogenen Alterssiche- Das Thema Renten aßt sıch auch nıcht mehr auf die lange
rungssySsStem unvereıinbar. Es musse geprüft werden, ob Bank schieben. Das Bundesverfassungsgericht hat klare
und W1e dieses Risiıko der Pflegebedürftigkeit 1mM Rahmen Friısten zumiındest für eıne Neuregelung der Hınterblie-
der Sozlalversicherung gelöst werden könne. benenversorgung ZESETZL: Zum 1. Januar 985 muß das

AÄAhnlich Ww1e die SPD strebt auch die CD  S eıne [ei- LECUC Recht wırksam werden. Fur die Mammutverwaltung
stungsgerechte Harmonis:erung der Altersversorgungssy- ımmerhiın leben rund zehn Millionen Menschen VO  - e1-

Dıie verschiedenen Systeme der Alterssicherung NeT Sozialversicherungsrente bedeutet dies, daß S1e DIS
vewährten ach unterschiedlichen Voraussetzungen Le1i- Ende 1983 die Konturen des (Gesetzes kennen mufß, wıll
Stungen, die unterschiedlichen Alterseinkünften führ- S1e den gaNzZCh Apparat frıstgerecht umstellen. Der EUEC
ten FUr einzelne Bevölkerungsgruppen ergeben sıch Bundestag mu das (Gesetz also in der ersten Hältte der
hıeraus erhebliche Unterschiede in ıhrer Alterssicherung. Legislaturperiode iın den Griüff bekommen. Dabei wiırd 6S

Vergleichbare Leistungen mussen jedoch vergleichba- sıcher nıcht NUur 1mM Wahlkampf manchen harten
en Rentenansprüchen tühren.“‘ Es sollte geprüft werden, Auseinandersetzungen kommen. Inwıieweıt bei der gefor-
inwıeweıt hıer mittel- und langfristig eıne Jeistungsge- derten Neuregelung schon Weichen tür die längerfristigen
rechte Harmonisıerung durchgeführt werden annn Absichten der Parteıen gestellt werden, mu{(lß abgewartet

werden. Bezüglıch des VO  . allen Parteıen gegebenen Ver-
sprechens, nıcht zuletzt auch 1mM Interesse der WahrungIC mehr viel Zeıt der Generationensolidarıtät die hinsichtlich der Leıistun-
gCH un Belastungen unterschiedlichen Leistungssy-

Wenn dıe CDU auch och eın VO  — der Parteı offiziell — etwa2a Rentenversicherung un! Beamtenversor-
gebilligtes Rentenprogramm vorweısen kann, geben die gUuNg — harmonisieren und den brisanter werdenden
dargestellten FEinzelheiten doch Autschluß über die Ten- soz1alen Sprengstoli des immer deutlicher werdenden
denzen und die Unterscheidungsmerkmale den Vor- 7Zweiklassenrechts entschärfen, werden den Worten
stellungen der beiden anderen Parteıen. ohl kaum Taten folgen. uch 1M Bundestag WeTI-
Am konkretesten sınd bisher die Pläne der SPD In ıhren den die Beamten eıne stabiıle Mehrheit haben
Wahlaussagen werden indes alle Parteıen klar Farbe be- Hans Lipp
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Kırche und Campesinos
Zur Situation der lateinamerikanischen Landbevölkerung
Die AÄnstrengungen eines ındustriellen Aufschwungs UuN anderem AUS eben denselben machtpolitischen Zwängen,
die machtpolitischen Rücksichten auf dıe einflußreiche denen dıe Regıme, Niıcaragua vzelleicht AUSSCHOMMECN ,
Agraroligarchie haben ın den lateinamerikanıschen Stad- unterliegen. Daß eLtwad dıe Junta ın Salvador den Bela-
fen ZUY Vernachlässigung, Wenn nıcht Stagnatıon der gerungszustand verhängen mufß, mMAILt der Durchset-
landwirtschaftlichen Entwicklung geführt, deren ver- ZUNZ der angekündigten Agrarreform beginnen hoön-
hängnisvolle wirtschaftliche UN sozıtale Auswirkungen NEN, VO  S der realen Machtverteilung In dem derzeıt
nıcht mehr übersehen sınd In der praktischen Politik politisch unruhigsten Land Lateinamerikas ebenso 70 1€E vVo  -

lateinamerikanischer Regierungen schlägt sıch dıe allmäh- der ehrenwerten Absicht seiner politischen Führer. Dıie
lich EWONNeENeE Einsicht jedoch noch nıcht nıeder Chancen der Oberschicht, deren Vertreter ın Washington


